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Die flexible Kapitalgesellschaft und 
Start Up Mitarbeiterbeteiligung 

 
Das Gesellschaftsänderungsgesetz 2023 bringt 

 eine neue Gesellschaftsform mir sich. Die 
„flexible Kapitalgesellschaft“ soll eine Mi-
schung zwischen GmbH und AG werden. 

 eine steuerliche Erleichterung hinsichtlich 
der Beteiligung von Mitarbeitern an Unter-
nehmen. 

Flexible Kapitalgesellschaft 
Die neue Gesellschaftsform der „Flexiblen Kapital-
gesellschaft“ (FlexKapG oder FlexCo) bringt eine 
gewisse Dynamik in die Rechtsformgestaltung. 

Besonderheiten der flexiblen Kapitalgesellschaft 
sind: 

 Das Mindeststammkapital wird € 10.000.- 
betragen. 

 Da die Absenkung der Mindeststammeinla-
ge auch für die GmbH gilt, wird es die grün-
dungsprivilegierte GmbH mit Inkrafttreten 
des neuen Gesetzes nicht mehr geben. Be-
stehende GmbHs können ihre Gründungs-
privilegierung aber weiterhin behalten. Soll-
te eine solche GmbH aber ihren Gesell-
schaftsvertrag ändern, muss der Hinweis 
auf die Gründungsprivilegierung entfernt 
werden. 

 Für Anteilsübertragungen und Kapitalerhö-
hungen entfällt die Notariatsaktspflicht. 
Die Urkundenerrichtung durch einen Notar 
oder Rechtsanwalt reicht bereits aus. 

 Eine weitere Erleichterung, die die flexible 
Kapitalgesellschaft ermöglicht, ist die Um-
laufbeschlussregelung. Hier kann durch 
einen Zusatz im Gesellschaftsvertrag vor-

gesehen werden, dass für Umlaufbeschlüs-
se nicht mehr das Einverständnis aller Ge-
sellschafter erforderlich ist. Die Teilnahme 
muss aber jedem stimmberechtigten Ge-
sellschafter ermöglicht werden. Für die Teil-
nahme soll die Einhaltung der Textform iSd. 
§13 Abs 2 AktG ausreichen, was bedeutet, 
dass via E-Mail mit digitaler Unterschrift ab-
gestimmt werden kann. 

 Es soll der Erwerb eigener Anteile als 
auch bedingte Kapitalerhöhungen ermög-
licht werden, was zur Erleichterung bei Mit-
arbeiterbeteiligungsmodellen führt. 

 Mit den „Unternehmenswert-Anteilen“ 
wird eine neue Beteiligungsform geschaf-
fen. Inhaber haben eingeschränkte Rechte 
(keine Stimmrechte), aber auch ein geringe-
res wirtschaftliches Risiko. Der Anteil der 
Unternehmenswert-Anteile darf maximal 
24,99% des Stammkapitals betragen. 

 Mittelgroße FlexCos sind verpflichtet, einen 
Aufsichtsrat einzurichten. 

 GmbHs sollen unkompliziert in die Flexible 
Kapitalgesellschaft umgegründet werden 
können und umgekehrt. Die soll mit einem 
Gesellschafterbeschluss und der Änderung 
des Gesellschaftsvertrags ermöglicht wer-
den. 

Durch die Reduzierung des Mindest-
Stammkapitals auf € 10.000.- sinkt die Mindest-
KöSt von bisher € 1.750.- auf € 500.- pro Jahr. Dies 
ist insbesondere für Holdinggesellschaften und 
andere GmbHs interessant, welche keine oder 
nur geringe steuerlich relevante Gewinne 
schreiben. 
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Start-Up Förderung 
Weiters soll im Rahmen der Start-Up Förderung 
die Mitarbeiterbeteiligung bei Start-Up Unterneh-
men ab dem 1.1.2024 vereinfacht werden. 

Bisher waren solche Unternehmensbeteiligungen 
steuerpflichtig, sobald diese gewährt wurden. Die 
geplante Neuerung sieht vor, dass die Steuerpflicht 
erst zu einem späteren Zeitpunkt eintritt. Dies be-
deutet eine deutliche steuerliche Erleichterung in 
der Praxis. 

Vorgesehen ist eine (fast) unentgeltliche Abgabe 
von Kapitalanteilen im Wege einer Kapitalerhöhung 
von bis zu 10%. Werden alle Voraussetzungen er-
füllt, fällt zukünftig erst beim Eintritt von bestimmten 
Trigger-Events (siehe unten) Einkommensteuer an. 

Unternehmensvoraussetzungen im Zeitpunkt 
der Abgabe: 

 Im Jahresdurchschnitt nicht mehr als 100 
Arbeitnehmer im vorangegangenen Wirt-
schaftsjahr 

 Nicht mehr als € 40 Mio. Umsatz im voran-
gegangenen Wirtschaftsjahr 

 Keine Konzernzugehörigkeit und auch keine 
>25% Beteiligung von Gesellschaftern, die 
in einen Konzernabschluss einzubeziehen 
sind. 

 Die Anteile müssen innerhalb von 10 Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres der Grün-
dung des Unternehmens an den Mitarbeiter 
gewährt werden. 

Generelle Voraussetzung der Mitarbeiterbeteili-
gung 

 Der Arbeitnehmer hält im Zeitpunkt der Ab-
gabe der Anteile weniger als 10% (mittelbar 
oder unmittelbar) und hat davor zu keinem 
Zeitpunkt 10% oder mehr gehalten. 

 Veräußerung oder Übertragung der Anteile 
ist nur mit Zustimmung des Arbeitgebers 
möglich (Vinkulierung). 

 Schriftliche Erklärung, dass die „Start-Up 
Mitarbeiterbeteiligung“ in Anspruch genom-
men wird und Aufnahme der Erklärung so-
wie die Höhe der Beteiligung in das Lohn-
konto. 

 Gewährung aus sachlichen, betriebsbezo-
genen Gründen – wobei jedenfalls die be-
sonderen Kompetenzen und Erfahrungen 
des Dienstnehmers als sachliches, be-

triebsbezogenes Kriterium anzusehen sind, 
selbst wenn ein weiterer Arbeitnehmer im 
selben Tätigkeitsbereich keine Start-Up Mit-
arbeiterbeteiligung erhalten soll. 

Bei welchen „Trigger-Events“ fällt eine Einkom-
mensteuer an? 

 Soweit der Arbeitgeber die Anteile veräu-
ßert; 

 Bei Beendigung des Dienstverhältnisses – 
Ausnahme: Unternehmenswertanteile an 
einer flexiblen Kapitalgesellschaft unter be-
stimmten Voraussetzungen; 

 Soweit die Vinkulierung aufgehoben wird 
und im selben Kalenderjahr keine Veräuße-
rung oder Beendigung des Dienstverhält-
nisses stattfindet; 

 Sobald die Beteiligung des Arbeitnehmers 
unmittelbar oder mittelbar 10% am Kapital 
übersteigt; 

 Liquidation des Arbeitgebers oder Tod des 
Arbeitnehmers; 

 Einschränkung des Besteuerungsrechts der 
Republik Österreich (= Wegzug des Arbeit-
gebers oder des Arbeitnehmers). 

Welche Steuer fällt an? 
Der geldwerte Vorteil unterliegt 

1. Bei Erfüllung bestimmter Voraussetzungen 
(= eine Haltefrist der Anteile von zumindest 
5 Jahren und Dauer des Dienstverhältnis-
ses von mindestens 3 Jahren) 

 pauschal zu 75% mit einem fes-
ten Steuersatz in Höhe von 27,5% 
(und Befreiung von Lohnnebenkos-
ten Kommunalsteuer und Dienstge-
berbeitrag) 

 und zu 25% dem progressiven 
Steuersatz. 

 Werden die genannten Vorausset-
zungen zur Haltedauer erfüllt, soll 
es im Ausmaß von 75% auch zu ei-
ner Befreiung von den Lohnneben-
kosten (Kommunalsteuer, Dienst-
geberbeitrag) kommen sowie weite-
ren Begünstigungen im Sozialversi-
cherungsrecht. 

2. ansonsten vollständig dem regulären Ein-
kommensteuertarif (progressiver Tarif). 
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Vertragserrichtungskosten als Teil der GrESt-Bemessung 
 
Ob Vertragserrichtungskosten zur Bemes-
sungsgrundlage der Grunderwerbsteuer zählen, 
ist davon abhängig, wer den Rechtsanwalt oder 
Notar mit der Vertragserrichtung beauftragt hat. 
Alles, was der Erwerber eines Grundstücks aufzu-
wenden hat, um das Grundstück zu erhalten, zählt 
zur Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer 
(GrESt). Die Gegenleistung ist beim Kauf der Kauf-
preis einschließlich der vom Käufer übernommenen 
sonstigen Leistungen (z.B. Übernahme einer Darle-
hensschuld) und der dem Verkäufer vorbehaltenen 
Nutzungen (Verkäufer behält sich z.B. am Grund-
stück ein Wohnungsrecht oder ein Fruchtgenuss-
recht vor). 

Bundesfinanzgericht reduzierte GrESt-Betrag 
Im gegenständlichen Rechtsmittelverfahren war 
strittig, inwieweit Vertragserrichtungskosten zur 
Bemessungsgrundlage der GrESt zählen. Die Käu-
ferin zweier Liegenschaften erhielt zwei Bescheide 
des Finanzamtes, bei welchen jeweils die Hälfte der 
Vertragserrichtungskosten in die Bemessungs-
grundlage für die Grunderwerbsteuer einbezogen 
wurden. Das Finanzamt argumentierte, Käuferin 
und Verkäufer hätten gemeinsam den Auftrag an 
den Rechtsanwalt zur Vertragserrichtung erteilt. 
Gegen die beiden Bescheide erhob die Käuferin 
Beschwerde und führte aus, dass die Initiative für 
die Beauftragung der Rechtsanwaltskanzlei von ihr 
als Käuferin allein ausgegangen sei. Das Finanzamt 
und in weiterer Folge das Bundesfinanzgericht 
(BFG) reduzierten zwar den GrESt-Betrag, die Ver-
tragserrichtungskosten blieben jedoch weiterhin Teil 
der GrESt-Bemessungsgrundlage. 

Wer beauftragt den Vertragserrichter? 
Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsge-
richtshofes (VwGH) zählen die Kosten für die Errich-
tung der Vertragsurkunde zur Gänze zur GrESt-
Bemessungsgrundlage, wenn der Verkäufer den 
Auftrag zur Vertragserrichtung erteilt und der Käufer 
sich verpflichtet, die gesamten Kosten zu tragen. 
Beauftragt nämlich der Verkäufer allein die Verfas-
sung der Vertragsurkunde, dann entstehen nur ihm 
als Auftraggeber dafür Kosten. Verpflichtet sich der 
Käufer, diese für den Verkäufer entstandenen Kos-
ten zur Gänze durch Zahlung an den Vertragsver-
fasser (Rechtsanwalt) zu übernehmen, dann er-
bringt er in diesem Umfang eine sonstige Leistung, 
die er aufwenden musste, um das Grundstück zu 
erhalten. 

Wenn Käufer und Verkäufer den Rechtsanwalt mit 
der Errichtung des Kaufvertrags gemeinsam beauf-
tragen und sich der Käufer zur Tragung der gesam-
ten Vertragserrichtungskosten verpflichtet, zählt die 
Hälfte der Vertragserrichtungskosten zur Bemes-
sungsgrundlage. Beauftragt der Käufer allein den 
Rechtsanwalt mit der Vertragserrichtung und 
trägt er die Kosten, zählen diese nicht zur GrESt-
Bemessungsgrundlage. 

Entscheidend ist somit, wer den Rechtsanwalt/Notar 
mit der Vertragserrichtung beauftragt und somit 
Empfänger der Leistung ist. Dies sollte vor Ab-
schluss des Vertrages eindeutig vereinbart werden. 
Soll die Einbeziehung der Vertragserrichtungskos-
ten in die Berechnung der GrESt vermieden werden, 
darf nur der Käufer allein den Vertragserrichter 
beauftragen. 

 
 

Verjährungsfrist und Zuständigkeitsgrenzen 
 
Die Regierungsvorlage zum Abgabenände-
rungsgesetz 2023 sieht vor, dass die Verjäh-
rungsfrist für besonders schwerwiegende Fi-
nanzvergehen verlängert und der strafbestim-
mende Wertbetrag für die gerichtliche Zustän-
digkeit angehoben wird. 
Werden bestimmte Finanzvergehen wie etwa die 
Abgabenhinterziehung in qualifizierter Form began-
gen, liegt Abgabenbetrug vor. Zudem gibt es den 
Tatbestand des grenzüberschreitenden Umsatz-
steuerbetruges. Bisher betrug die finanzstrafrechtli-
che Verjährungsfrist auch bei diesen besonders 
schwerwiegenden – in die gerichtliche Zuständigkeit 
fallenden – Vergehen nur 5 Jahre. In Zukunft soll die 

Verjährungsfrist für diese Finanzvergehen an die 
vergleichbaren Straftaten nach dem Strafgesetz-
buch, wie zum Beispiel Betrug, angeglichen und 
angehoben werden. 

Verjährungsfrist von 10 Jahren 
Für Abgabenbetrug mit einem € 500.000 überstei-
genden Wertbetrag sowie grenzüberschreitenden 
Umsatzsteuerbetrug soll zukünftig eine Verjährungs-
frist von 10 Jahren gelten. Alle anderen Verjäh-
rungsfristen, wie etwa für Finanzordnungswidrigkei-
ten (3 Jahre) oder für die übrigen Finanzvergehen (5 
Jahre), bleiben unberührt. 

Die Verjährungsfrist beginnt, sobald die strafbare 
Handlung abgeschlossen ist oder das mit Strafe 
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bedrohte Verhalten aufhört. Soweit zum Tatbestand 
ein Erfolg gehört, beginnt die Frist erst mit dessen 
Eintritt. Beginnt die Verjährungsfrist für die jeweilige 
Abgabenfestsetzung (z.B. Einkommensteuer oder 
Umsatzsteuer) erst nach diesem Zeitpunkt zu lau-
fen, beginnt auch die Verjährung hinsichtlich der 
Finanzstraftat erst später. 

Hierbei ist besonders zu beachten, dass die Verjäh-
rungsfristen im Bereich der Abgabenfestsetzung 
grundsätzlich länger sind als im Finanzstrafbe-
reich. Bei vorsätzlicher Abgabenhinterziehung be-
trägt die abgabenrechtliche Verjährungsfrist 10 Jah-
re, bei Abgabenbetrug mit einem strafbestimmen-
den Wertbetrag von unter € 500.000 beträgt die 
finanzstrafrechtliche Verjährungsfrist aber auch 
zukünftig 5 Jahre. Nach Ablauf der 5-jährigen fi-
nanzstrafrechtlichen Verjährungsfrist ist somit zwar 
keine finanzstrafrechtliche Verurteilung mehr mög-
lich, das Finanzamt kann jedoch bis zum Ablauf der 
10-jährigen abgabenrechtlichen Verjährungsfrist 
Abgaben festsetzen und einheben. 

Zuständigkeitsverteilung zwischen Finanzstraf-
behörde und Gericht 

Im Bereich der Zuständigkeitsverteilung zwischen 
der Finanzstrafbehörde (Amt für Betrugsbekämp-
fung) und dem Gericht galt bisher, dass Finanzver-
gehen, welche vorsätzlich begangen wurden und 
deren strafbestimmender Wertbetrag € 100.000 (bei 
Zolldelikten € 50.000) übersteigt, vom Gericht zu 
ahnden sind. 

Durch die nunmehr geplante Anhebung der für die 
gerichtliche Zuständigkeit maßgeblichen Wertbe-
träge auf € 150.000 (bei Zolldelikten € 75.000) soll 
der Geldwertentwicklung Rechnung getragen wer-
den. Darüber hinaus ergibt sich seit 1.1.2021 in 
Folge der bundesweiten sachlichen Zuständigkeit 
des Amts für Betrugsbekämpfung als Finanzstraf-
behörde und des Zollamtes Österreich als Finanz-
strafbehörde die Zuständigkeit des Gerichts zur 
Ahndung von Finanzvergehen gegebenenfalls aus 
der Zusammenrechnung sämtlicher strafbestim-
mender Wertbeträge aller vorsätzlicher Finanzver-
gehen, die bundesweit begangen worden sind. Die 
Zuständigkeit des Gerichts wird daher rascher 
ausgelöst. Auch diesem Umstand soll durch die 
Anhebung der maßgeblichen strafbestimmenden 
Wertbeträge Rechnung getragen werden. 

Die endgültige Gesetzwerdung bleibt abzuwarten. 
 
 

Abgabenfestsetzung und 10-jährige Verjährungsfrist 
 
Auch eine grob fahrlässige Abgabenverkürzung 
bewirkt keine Verlängerung der Verjährungsfrist 
auf zehn Jahre. 
Das Finanzamt kann Abgaben zeitlich nicht unbe-
schränkt festsetzen. Nach Ablauf bestimmter Fristen 
verliert die Behörde das Recht, eine Abgabe einzu-
heben (Verjährungsfrist). Diese Regelung hat den 
Zweck, Rechtsfrieden einkehren zu lassen, da nach 
mehreren Jahren ein Sachverhalt nur mehr schwer 
zu ermitteln wäre. Im Falle von vorsätzlich verkürz-
ten Abgaben dauert die Verjährungsfrist allerdings 
länger. 

Verlängerung der Frist auf 10 Jahre 
Für die Einkommen-, Körperschaft- und Umsatz-
steuer gilt eine Verjährungsfrist von fünf Jahren. 
Die Frist beginnt jeweils mit Ablauf des Jahres, in 
welchem der Abgabenanspruch entstanden ist. Die 
Verjährungsfrist betreffend die Umsatzsteuer 2023 
beginnt daher mit 1.1.2024. Wird innerhalb dieser 
Frist vom Finanzamt eine nach außen erkennbare 
Amtshandlung vorgenommen, verlängert sich die 
Frist um ein Jahr. Wird innerhalb dieses Verlänge-
rungsjahres eine weitere Amtshandlung gesetzt, 
verlängert sich die Frist erneut um ein Jahr. 

Wurden Abgaben allerdings vorsätzlich hinter-
zogen und nicht ordnungsgemäß an das Finanzamt 
abgeführt, verlängert sich diese Frist auf 10 Jahre. 
Vorsätzlich handelt, wer einen Sachverhalt verwirk-
lichen will, der einem gesetzlichen Tatbild ent-
spricht. Es genügt, dass der Täter die Verwirkli-
chung ernstlich für möglich hält und sich mit ihr ab-
findet. 

Rechtsirrtum ist kein Vorsatz 
Kürzlich entschied das Bundesfinanzgericht (BFG), 
dass im Falle eines Rechtsirrtums eines Vereins 
kein Vorsatz vorliegt, auch wenn der Irrtum vorwerf-
bar ist. 

Der Verein hatte in den vergangenen Jahren keine 
Umsatzsteuer abgeführt, da die Organe des Vereins 
aufgrund der vermeintlichen Gemeinnützigkeit 
des Vereins auch von einem Nichtvorliegen einer 
Umsatzsteuerpflicht ausgegangen waren. Dass 
mangels Einholung von steuerrechtlichen Erkundi-
gungen, die zur Aufklärung des Rechtsirrtums bei-
tragen hätten können, durch die handelnden Ver-
einsorgane sorglos gehandelt wurde, wurde vom 
Verein nicht in Abrede gestellt. Die Verkürzung der 
Umsatzsteuer wurde nach Ansicht des BFG jedoch 
nicht ernstlich für möglich gehalten und in Kauf ge-
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nommen. Aufgrund des Nichterkundigens über die 
Umsatzsteuerpflicht liegt ein nicht entschuldbarer 
Rechtsirrtum vor, der den Vorsatz ausschließt 
und lediglich das Vorliegen von (grober) Fahr-
lässigkeit bewirkt. 
Das Bundesfinanzgericht (BFG) orientiert sich bei 
der Entscheidung an der Rechtsprechung des Ver-
waltungsgerichtshofes (VwGH), wonach die Beweis-
last für das Vorliegen einer (vorsätzlichen) Abga-
benhinterziehung und damit auch für die Verlänge-

rung der abgabenrechtlichen Verjährungsfrist bei 
der Abgabenbehörde liegt. Diese muss dafür ein-
deutige, ausdrückliche, begründete und nachprüfba-
re Feststellungen treffen und darf nicht pauschal 
von hinterzogenen Abgaben ausgehen. Eine (allen-
falls auch grob) fahrlässige Abgabenverkürzung 
bewirkt jedoch keine Verlängerung der Verjährungs-
frist auf zehn Jahre, sodass im konkreten Fall die 
allgemeine Verjährungsfrist von fünf Jahren anzu-
wenden war. 

 
 

Versicherungsentschädigung ist sofortige Betriebseinnahme 
 
War ein durch Brand oder sonstiges Unglück 
zerstörtes Gebäude versichert, kann der Scha-
den in Höhe der Versicherungssumme kompen-
siert werden. Allerdings sind die Versicherungs-
entschädigungen sofort und zur Gänze ertrag-
steuerpflichtig. 
Zu Betriebseinnahmen gehören auch Schadener-
satzleistungen, soweit diese mit dem Betrieb im 
Zusammenhang stehen. Die Einordnung als Be-
triebseinnahme erfolgt unabhängig davon, ob die 
Entschädigung durch den Schädiger oder durch 
eine Versicherung stattfindet.  

In einem vor dem Bundesfinanzgericht (BFG) an-
hängigen Verfahren erhielt eine Kapitalgesellschaft 
im Jahr 2018 rund 1,9 Millionen Euro Versiche-
rungsentschädigung, nachdem ein Betriebsgebäude 
durch einen Brand zerstört wurde. Das Unterneh-
men gab in der Steuererklärung 2018 die Entschä-
digung nicht zur Gänze als Betriebseinnahme an, 
sondern es wurde diese nur anteilig – ähnlich wie 
bei steuerfreien öffentlichen Subventionen - ent-
sprechend der Nutzungsdauer des Gebäudes er-
folgswirksam erfasst. 

Das Unternehmen argumentierte, dass der Zufluss 
kein frei verfügbares Einkommen gewesen sei, 
dieser hätte in das Gebäude investiert werden müs-
sen. Die Versicherungsentschädigung seien vorbe-
lastete Einnahmen, welche daher zeitanteilig ge-
winnrealisiert werden müssten. Die Vorgehensweise 
wurde vom Finanzamt zunächst anerkannt. Im Jahr 
2020 wurde der Körperschaftsteuerbescheid aber 
aufgehoben, da laut Finanzamt die Versicherungs-
entschädigung zur Gänze als Betriebseinnahme 
erfasst werden hätte müssen. Gegen den neu erlas-
senen KöSt-Bescheid erhob die Kapitalgesellschaft 
Beschwerde. 

Gesamte Entschädigung steuerpflichtig 
Das BFG erfasste die gesamte Entschädigung – 
ohne diese zeitlich aufzuteilen – als steuerpflichtige 
Einnahme, da Versicherungsentschädigungen keine 
steuerfreien öffentlichen Subventionen und daher 
nicht wie diese aufzuteilen sind. Jede betrieblich 
veranlasste Vermögenserhöhung, die nicht als 
steuerfreie Subvention aus öffentlichen Mitteln an-
zusehen ist, ist in dem Jahr, in dem sie sich ereignet 
hat, voll zu versteuern. Eine rechnerische Reduktion 
der Anschaffungs- und Herstellungskosten des da-
mit finanzierten Gebäudes in Höhe der Versiche-
rungszahlungen samt Steuerfreistellung dieser Zah-
lungen oder eine Passivierung des Großteils der 
Versicherungszahlungen mit nachfolgender zeitan-
teiliger Versteuerung war daher nicht zulässig. 

Tipp: Bei der Veräußerung von Wirtschaftsgütern 
kommt es häufig zur Aufdeckung von stillen Reser-
ven, wenn der steuerliche Buchwert geringer als der 
Veräußerungserlös ist. Ist dies der Fall, besteht für 
natürliche Personen und Personengesellschaften 
die Möglichkeit, diesen Unterschiedsbetrag entwe-
der im Jahr des Anfalls der Versteuerung zu unter-
ziehen oder aber auf eine Neuanschaffung des An-
lagevermögens zu „übertragen“. Hierdurch kommt 
es nicht zur sofortigen Versteuerung des Veräuße-
rungsgewinns, sondern zu einer steuerlichen Vertei-
lung dieses Gewinns über die Nutzungsdauer des 
neu angeschafften Anlagegutes. 

Scheidet ein Wirtschaftsgut infolge höherer Gewalt 
aus einem Betrieb aus, können die stillen Reserven 
sogar auf ein innerhalb von 24 Monate angeschaff-
tes Wirtschaftsgut übertragen werden. Für Körper-
schaften bzw. Kapitalgesellschaften, wie etwa eine 
GmbH, gibt es diese Möglichkeit seit dem Jahr 2005 
nicht mehr. 
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Umsatzersatz und Minderung des Pachtentgelts 
 
Durch COVID-19 und die damit einhergehenden 
behördlichen Maßnahmen kam es immer wieder 
zu Betriebsschließungen, wodurch diverse 
Rechtsfragen im Bestandrecht aufgeworfen 
wurden. 
In einer jüngst veröffentlichten Entscheidung führte 
der Oberste Gerichtshof (OGH) aus, dass bei einer 
teilweisen Unbrauchbarkeit des Pachtobjekts nur 
dann ein Pacht-Minderungsrecht zusteht – das 
heißt, dass vom Pächter ein geringeres Pachtentgelt 
entrichtet werden darf – wenn die Pachtdauer ma-
ximal ein Jahr beträgt. Wurden Speisen „zum Mit-
nehmen“ verkauft, liegt keine gänzliche Unbrauch-
barkeit des Pachtobjektes vor. Auch sehr niedrige 
Umsätze sprechen nicht für eine solche Unbrauch-
barkeit. Der Bezug eines staatlichen Umsatzer-
satzes verneint zudem ebenso eine vollständige 
Unbrauchbarkeit, soweit die Pächterin diesen ohne 
Betriebsstätte nicht beziehen hätte können. 

Oberster Gerichtshof entschied 
Die Pächterin einer Gastwirtschaft bot im April 2020 
während des ersten Covid-19-Lockdowns Speisen 
und Getränke zur Abholung an. Während des zwei-
ten Lockdowns wurde der Betrieb von November bis 
Dezember 2020 zur Gänze geschlossen. Der Um-

satz im April 2020 war - aufgrund des fehlenden 
Tourismus - derart niedrig, dass der Betrieb nicht 
kostendeckend geführt werden konnte. In den 
Monaten April, November und Dezember 2020 zahl-
te die Unternehmerin kein Pachtentgelt. In den an-
deren Monaten wurde der vereinbarte Pachtzins 
geleistet. Für die Monate November und Dezember 
erhielt die Gastronomin einen staatlichen Um-
satzersatz in Höhe von € 27.000. Im September 
2020 kündigte die Unternehmerin den Pachtvertrag 
mit Wirkung zum 31.12.2020. Die Rückzahlung der 
Kaution wurde von der Verpächterin aufgrund der 
nicht bezahlten Pachtzinse verweigert. Die Pächte-
rin beschritt daher den Rechtsweg und begehrte die 
Rückzahlung der Kaution, wobei das Verfahren 
durch mehrere Instanzen ging, bis schlussendlich 
der OGH in der Sache entschied.  

Da die Pachtdauer mehr als ein Jahr betrug, stand 
der Pächterin kein Minderungsrecht aufgrund teil-
weiser Unbrauchbarkeit zu. Eine gänzliche Un-
brauchbarkeit wurde für die Monate April 2020 auf-
grund der Take-Away-Tätigkeit und für die Monate 
November und Dezember 2020 aufgrund des Um-
satzersatzes ausgeschlossen. Die Pächterin schul-
det somit den Pachtzins in diesen drei Monaten. 

 
 

Automatischer Austausch von Bankinformationen 
 
Kürzlich wurde die Liste der teilnehmenden 
Staaten, welche Finanzdaten an Österreich mel-
den, vom Finanzministerium neu veröffentlicht. 
Finanzinstitute (z.B. Banken oder Verwahrstellen) 
sind verpflichtet, in Partnerstaaten ansässige Kun-
den zu identifizieren und gegebenenfalls notwendi-
ge Informationen an die jeweilige Steuerbehörde im 
Partnerstaat des Kunden zu übermitteln. Melde-
pflichtig sind neben allgemeinen Daten zum Konto-
inhaber und Konto (Name, Kontonummer, Steueri-
dentifikationsnummer etc.) auch Informationen zu 
Dividenden, Zinsen, Verkaufserlösen aus Finanz-
vermögen, bestimmten Versicherungseinkünften 
und sonstigen Einkünften aus dem im Depot gehal-
tenen Vermögen. 

Jährlich wird vom Finanzministerium eine Liste mit 
allen teilnehmenden Staaten veröffentlicht. Derzeit 
umfasst die Liste neben allen EU-Mitgliedsstaaten 
auch 23 weitere Länder, welche hauptsächlich 
OECD-Staaten sind. Wichtige Nicht-EU-
Mitgliedstaaten sind unter anderem das Vereinigte 
Königreich, Australien, Kanada, Japan, Türkei, Sin-

gapur und die Schweiz. Seit 1.5.2023 nehmen au-
ßerdem auch erstmalig Georgien, Thailand und 
die Ukraine teil. Russland ist weiterhin aufgelistet, 
der Informationsaustausch ist jedoch derzeit ausge-
setzt. Die Vereinigten Staaten und China sind keine 
Teilnahmestaaten. 

„Sanierungsbedarf“ klären 
Die österreichische KESt auf Kapitalerträge wird 
lediglich von inländischen depotführenden Stellen 
einbehalten und an das Finanzamt abgeführt. Kapi-
talerträge auf ausländischen Depots oder Konten 
sind daher in der Einkommenssteuererklärung an-
zugeben und (auch) in Österreich zu versteuern. 

Ergeben sich Divergenzen zwischen den Daten 
aus dem erhaltenen automatischen Informati-
onsaustausch und den eingereichten Einkom-
mensteuererklärungen, versendet das Finanzamt 
Fragenvorhalte an die jeweiligen Steuerpflichtigen. 
Das Finanzamt fordert dabei zweckdienliche Unter-
lagen an und hinterfragt die Quelle des ausländi-
schen Vermögens. Des Weiteren wird der Betroffe-
ne aufgefordert, nachvollziehbar darzustellen, ob 
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und wie die „Auslandseinkünfte“ in der Steuererklä-
rung aufgenommen wurden. 

Eine strafbefreiende Selbstanzeige ist nach Zustel-
lung eines solchen Fragenvorhalts nur mehr unter 
bestimmten Voraussetzungen möglich. 

Ist unklar, ob ausländische Kapitalerträge in der 
Vergangenheit korrekt in die österreichische Steu-
ererklärung aufgenommen wurden oder besteht ein 
„Sanierungsbedarf“, sollte Beratung in Anspruch 
genommen werden. 

 
 

Schenkungsmeldepflicht 
 
Die Diskussion um eine mögliche Wiedereinfüh-
rung der Erbschafts- und Schenkungssteuer, die 
vom damaligen Finanzminister Ferdinand Lacina 
mit Wirkung 1.8.2008 abgeschafft wurde, ist es 
wert, einen Blick auf die derzeit geltende Rege-
lung betreffend Schenkung zu werfen. 
Vereinfacht lässt sich sagen, dass für bestimmte 
Schenkungen weiterhin eine Verpflichtung besteht, 
diese binnen 3 Monaten an das Finanzamt zu mel-
den. 

Die Anzeigepflicht besteht für Schenkungen unter 
Lebenden für folgende Vermögenswerte: 

 Bargeld 

 Kapitalforderungen (Sparbücher, Anleihen, 
Darlehensforderungen) 

 Anteile an Kapitalgesellschaften und an 
Personengesellschaften 

 Beteiligungen als stiller Gesellschafter 

 Betriebe oder Teilbetriebe 

 Bewegliches körperliches Vermögen (z.B. 
Auto, Motor- und Segelboot, Schmuck, 
Edelsteine, …) und immaterielle Vermö-

gensgegenstände (z.B. Urheberrechte, 
Konzessionen, Fruchtgenussrechte, Wohn-
rechte). 

Für Grundstücke besteht eine Anzeigepflicht gem. 
Grunderwerbsteuergesetz, weshalb keine Schen-
kungsmeldung notwendig ist. 

Schenkungsmeldungen müssen nur gemeldet wer-
den, wenn folgende Schwellenwerte überschritten, 
werden: 

 50.000.- innerhalb eines Jahres bei nahen 
Angehörigen 

 15.000.- innerhalb von 5 Jahren unter frem-
den Personen 

Als nahe Angehörige gelten: Eltern, Ehegatten, 
Kinder, Geschwister, Großeltern, Enkel, Onkel, Tan-
ten, Neffen, Nichten, Cousins, Cousinen, Lebensge-
fährten. 

Wir führen laufend Schenkungsmeldungen für 
unsere Klienten durch, da andernfalls erhebliche 
Strafen drohen! 
 

 
 

Lohnsteuerbefreiung bei Übernahme eines Ausbildungskosten-
rückersatzes 

 
Bei Beendigung eines Dienstverhältnisses muss 
der scheidende Arbeitnehmer unter Umständen 
Ausbildungskosten des ehemaligen Arbeitge-
bers rückerstatten. Sind sämtliche Vorausset-
zungen erfüllt, kann der neue Arbeitgeber die 
Aus- und Fortbildungskosten ersetzen, ohne 
dass dies der Lohnsteuer unterliegt. 
Die Finanz geht davon aus, dass die vom neuen 
Arbeitgeber übernommenen Aus- oder Fortbil-
dungskosten unter bestimmten Voraussetzungen 
als lohnsteuerfrei zu behandeln sind, auch wenn die 
betreffende Ausbildung nicht beim neuen Dienstge-
ber erfolgt ist. Jene Beträge sind lohnsteuerfrei, die 

„vom Dienstgeber im betrieblichen Interesse für die 
Ausbildung oder Fortbildung des Arbeitnehmers 
aufgewendet werden“. 

Folgende Voraussetzungen müssen erfüllt sein, 
damit auch bei der Bezahlung eines Ausbildungs-
kostenersatzes von der Lohnsteuerfreiheit ausge-
gangen werden kann: 

 Der neue Arbeitgeber muss ein betriebli-
ches Interesse an der Ausbildung haben 
und dieses auch nachweisen können. 

 Der neue Arbeitgeber muss die tatsächliche 
Kostentragung der Aus- und Fortbildungs-
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aufwendungen sowie deren Höhe nachwei-
sen. 

 Die Rückzahlung darf beim ehemaligen Ar-
beitgeber in der Lohn- und Gehaltsverrech-
nung nicht bereits steuermindernd berück-
sichtigt worden sein. 

 Der Dienstnehmer hat schriftlich zu erklä-
ren, dass er die rückgezahlten Aus- und 
Fortbildungskosten nicht im Rahmen seiner 
Arbeitnehmerveranlagung als Werbungs-
kosten geltend gemacht hat und diese auch 
in Zukunft nicht geltend machen wird. 

Sind sämtliche Voraussetzungen erfüllt, kann der 
neue Arbeitgeber die Aus- und Fortbildungskosten 
ersetzen, ohne dass dieser Vorgang der Lohnsteuer 
unterliegt. Mangels vorliegenden steuerbaren Ar-

beitslohnes unterbleibt in diesem Fall auch die Be-
lastung durch Lohnnebenkosten.  

Werden die obenstehenden Punkte nicht erfüllt, sind 
die Zahlungen des neuen Arbeitgebers im Zusam-
menhang mit einem Ausbildungskostenersatz an 
den Arbeitnehmer jedenfalls lohnsteuerpflichtig. 

Um Diskussionen mit dem Finanzamt zu vermeiden, 
sollte der neue Arbeitgeber eine möglichst genaue 
Dokumentation führen, sowohl über die von ihm 
übernommenen Kosten als auch über die bisherige 
Lohn- bzw. Gehaltsverrechnung. Auch sollte die 
Arbeitnehmerveranlagung des Arbeitnehmers zu 
den Unterlagen genommen werden. 
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